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Erster Teil
Wahlen zu den Gemeinderäten

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Wahlrechtsgrundsätze

Die Mitglieder des Gemeinderates werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer
Wahl gewählt.

§ 2
Wahlverfahren

Die Mitglieder des Gemeinderates werden aufgrund von Wahlvorschlägen nach den Grundsätzen der
Verhältniswahl gewählt. Ist nur ein oder kein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, so findet Mehrheits-
wahl statt.

§ 3
Wahltag

Der Tag der allgemeinen Gemeinderatswahlen wird durch die Landesregierung, der Tag der einzelnen
Nach-, Wiederholungs- und Neuwahlen durch das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport bestimmt.
Das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport gibt den Wahltag im Amtsblatt des Saarlandes bekannt.

§ 4
Einteilung des Wahlgebiets

(1) Wahlgebiet ist das Gebiet der Gemeinde.

(2) Das Wahlgebiet wird vom Gemeinderat für die Aufstellung von Bereichslisten in Wahlbereiche ein-
geteilt. Die Wahlbereiche sollen einen oder mehrere benachbarte Gemeindeteile (Stadtteile, Ortsteile)
umfassen.

(3) Das Wahlgebiet wird von der Gemeindewahlleiterin oder vom Gemeindewahlleiter für die Stimm-
abgabe in Wahlbezirke eingeteilt. Die Wahlbezirke sind so abzugrenzen, dass sie die Grenzen des
Wahlbereichs sowie des Gemeindebezirks oder des Stadtbezirks nicht überschneiden. Die Zahl der
Wahlberechtigten eines Wahlbezirks darf nicht so gering sein, dass hierdurch das Wahlgeheimnis ge-
fährdet wird.

Zweiter Abschnitt

- Seite 8 von 40 -



Wahlorgane

§ 5
Wahlorgane

(1) Wahlorgane sind

1. die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter für das Saarland,

 

2. die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter für jede Gemeinde,

 

3. der Gemeindewahlausschuss für jede Gemeinde,

 

4. der Wahlvorstand für jeden Wahlbezirk,

 

5. der Wahlbeschwerdeausschuss für jeden Landkreis, für jede kreisfreie Stadt, für die Landes-
hauptstadt Saarbrücken und für den Regionalverband Saarbrücken.

 

(2) Soweit Wahlorgane, ihre Mitglieder oder Stellvertreterinnen und Stellvertreter zu bestellen sind,
gilt ihre Bestellung bis zur Bekanntmachung des nächsten allgemeinen Wahltags. Sie kann widerrufen
werden.

(3) Die Wahlausschüsse und Wahlvorstände verhandeln, beraten und entscheiden in öffentlicher Sit-
zung. Soweit nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist, entscheidet bei den Abstimmungen
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag.

(4) Die Mitglieder der Wahlorgane, ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter und die Schriftführerin-
nen und Schriftführer sind zur unparteiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit
über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten verpflichtet. Sie
dürfen in Ausübung ihres Amtes ihr Gesicht nicht verhüllen.

(5) Die Gemeindewahlleiterinnen und Gemeindewahlleiter sind befugt, personenbezogene Daten von
Wahlberechtigten zum Zweck ihrer Berufung zu Mitgliedern von Wahlvorständen zu erheben und zu
verarbeiten. Zu diesem Zweck dürfen personenbezogene Daten von Wahlberechtigten, die zur Tätig-
keit in Wahlvorständen geeignet sind, auch für künftige Wahlen verarbeitet werden, sofern die oder
der Betroffene der Verarbeitung nicht widersprochen hat. Die oder der Betroffene ist über das Wider-
spruchsrecht zu unterrichten. Im Einzelnen dürfen folgende Daten erhoben und verarbeitet werden:
Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, Telefonnummern, Zahl der Berufungen zu einem Mitglied
der Wahlvorstände und die dabei ausgeübte Funktion.

(6) Auf Ersuchen der Gemeindewahlleiterinnen und Gemeindewahlleiter sind zur Sicherstellung der
Wahldurchführung die Behörden des Landes, die Gemeinden, Gemeindeverbände sowie die sonsti-
gen der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts verpflich-
tet, aus dem Kreis ihrer Bediensteten unter Angabe von Name, Vorname, Geburtsdatum und Anschrift
zum Zweck der Berufung als Mitglieder der Wahlvorstände Personen zu benennen, die im Gebiet der
ersuchenden Gemeinde wohnen. Die ersuchte Stelle hat die Betroffene oder den Betroffenen über die
übermittelten Daten und über die Empfängerin oder den Empfänger zu benachrichtigen.

(7) Daten, die nach § 9 Abs. 5 des Bundeswahlgesetzes erhoben wurden, können zur Sicherstellung
der Wahldurchführung auch für die Berufung zu Mitgliedern von Wahlvorständen für Wahlen und Ab-
stimmungen nach diesem Gesetz verwendet werden.
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§ 6
Landeswahlleiterin, Landeswahlleiter

(1) Die Landesregierung bestellt die Landeswahlleiterin oder den Landeswahlleiter und die stellver-
tretende Landeswahlleiterin oder den stellvertretenden Landeswahlleiter auf unbestimmte Zeit. § 3
Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter hat die Aufgabe, die gesetzmäßige Vorbereitung
und Durchführung der Wahl zu überwachen und zu überprüfen.

§ 7
Gemeindewahlleiterin, Gemeindewahlleiter

(1) Gemeindewahlleiterin oder Gemeindewahlleiter ist die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister,
stellvertretende Gemeindewahlleiterin oder stellvertretender Gemeindewahlleiter ist die gesetzliche
Vertreterin oder der gesetzliche Vertreter der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters.

(2) Wer Wahlbewerberin oder Wahlbewerber, Vertrauensperson oder stellvertretende Vertrauensper-
son für einen Wahlvorschlag ist, kann nicht Gemeindewahlleiterin oder Gemeindewahlleiter oder stell-
vertretende Gemeindewahlleiterin oder stellvertretender Gemeindewahlleiter sein; an ihre oder seine
Stelle tritt jeweils die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche Vertreter. Im Fall der Verhinderung
der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters und seiner Vertreterinnen und Vertreter wählt der Ge-
meinderat für die Dauer des Wahlverfahrens eine besondere Gemeindewahlleiterin oder einen beson-
deren Gemeindewahlleiter und eine besondere stellvertretende Gemeindewahlleiterin oder einen be-
sonderen stellvertretenden Gemeindewahlleiter. Kann eine gesetzliche Vertreterin oder ein gesetzli-
cher Vertreter nicht stellvertretende Gemeindewahlleiterin oder stellvertretender Gemeindewahlleiter
sein, so wählt der Gemeinderat für die Dauer des Wahlverfahrens eine besondere stellvertretende Ge-
meindewahlleiterin oder einen besonderen stellvertretenden Gemeindewahlleiter.

§ 8
Gemeindewahlausschuss

(1) Der Gemeindewahlausschuss besteht aus der Gemeindewahlleiterin als der Vorsitzenden oder
dem Gemeindewahlleiter als dem Vorsitzendem und mindestens vier von ihr oder ihm berufenen
Wahlberechtigten als Beisitzerinnen und Beisitzer; für jede Beisitzerin oder jeden Beisitzer ist eine
Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu bestellen. Mitglied des Gemeindewahlausschusses kann
nicht sein, wer Vertrauensperson oder stellvertretende Vertrauensperson für einen Wahlvorschlag ist.
Bei der Bestellung der Beisitzerinnen und Beisitzer und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter hat
die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter rechtzeitig eingehende Vorschläge der in der
Gemeinde vertretenen Parteien und Wählergruppen zu berücksichtigen.

(2) Der Gemeindewahlausschuss entscheidet über die Zulassung der Wahlvorschläge. Er stellt ferner
das Gesamtergebnis der Wahl in der Gemeinde fest und nimmt die Verteilung der Sitze vor.

(3) Der Gemeindewahlausschuss ist beschlussfähig, wenn außer der Vorsitzenden oder dem Vorsit-
zenden wenigstens zwei Beisitzerinnen oder Beisitzer anwesend sind. Der Gemeindewahlausschuss
verhandelt und entscheidet in öffentlicher Sitzung. Bei den Abstimmungen entscheidet Stimmenmehr-
heit; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Zu den Ver-
handlungen ist eine Schriftführerin oder ein Schriftführer zuzuziehen; über die Verhandlungen ist eine
Niederschrift zu fertigen.

§ 9
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Wahlvorstand

(1) Für jeden Wahlvorstand beruft die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter nach Mög-
lichkeit aus den Wahlberechtigten der Gemeinde eine Wahlvorsteherin als Vorsitzende oder einen
Wahlvorsteher als Vorsitzenden und die Stellvertreterin oder den Stellvertreter. Sie oder er beruft
mindestens drei Beisitzerinnen und Beisitzer möglichst aus den Wahlberechtigten der Gemeinde unter
Berücksichtigung rechtzeitig eingehender Vorschläge der in der Gemeinde vertretenen Parteien und
Wählergruppen. Fehlende Beisitzerinnen und Beisitzer kann die Wahlvorsteherin oder der Wahlvorste-
her durch anwesende Wahlberechtigte ersetzen.

(2) Die Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher bestellt aus den Beisitzerinnen und Beisitzern die
Schriftführerin oder den Schriftführer und deren Stellvertreterin oder dessen Stellvertreter.

(3) Der Wahlvorstand ist beschlussfähig, wenn die Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher und die
Schriftführerin oder der Schriftführer oder ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter sowie während
der Wahlhandlung mindestens eine Beisitzerin oder ein Beisitzer, bei der Ermittlung und Feststellung
des Wahlergebnisses mindestens drei Beisitzerinnen oder Beisitzer anwesend sind.

(4) Der Wahlvorstand tritt auf Einladung der Gemeindewahlleiterin oder des Gemeindewahlleiters
am Wahltag zu Beginn der Wahlhandlung im Wahlraum zusammen, leitet und überwacht die Wahl-
handlung und stellt das Ergebnis der Wahl für den Wahlbezirk fest. § 8 Abs. 3 Satz 2 bis 4 gilt entspre-
chend.

§ 10
Wahlbeschwerdeausschuss

(1) Für jeden Landkreis, für den Regionalverband, für die Landeshauptstadt Saarbrücken und für jede
kreisfreie Stadt wird ein Wahlbeschwerdeausschuss gebildet. Der Wahlbeschwerdeausschuss besteht
aus der oder dem Vorsitzenden und mindestens acht Beisitzerinnen und Beisitzern. Vorsitzende oder
Vorsitzender ist in Landkreisen die Landrätin oder der Landrat, in kreisfreien Städten die Oberbürger-
meisterin oder der Oberbürgermeister, im Regionalverband Saarbrücken die Regionalverbandsdirek-
torin oder der Regionalverbandsdirektor und in der Landeshauptstadt Saarbrücken die Oberbürger-
meisterin oder der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Saarbrücken. Für jede Beisitzerin oder
jeden Beisitzer ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu bestellen. Stellvertretende Vorsitzen-
de oder stellvertretender Vorsitzender ist die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche Vertreter.
Die Vorsitzende oder der Vorsitzende beruft die Beisitzerinnen und Beisitzer und ihre Stellvertreterin-
nen und Stellvertreter aus den Wahlberechtigten unter Berücksichtigung rechtzeitig eingehender Vor-
schläge der im Landkreis, in der kreisfreien Stadt, im Regionalverband oder in der Landeshauptstadt
Saarbrücken vertretenen Parteien und Wählergruppen.

(2) Mitglieder eines Gemeindewahlausschusses können nicht Mitglieder eines Wahlbeschwerdeaus-
schusses sein. Dies gilt nicht hinsichtlich der oder des Vorsitzenden und der oder des stellvertreten-
den Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses und des Wahlbeschwerdeausschusses von kreisfrei-
en Städten und der Landeshauptstadt Saarbrücken. Hat die oder der Vorsitzende des Gemeindewahl-
ausschusses einer kreisfreien Stadt oder der Landeshauptstadt Saarbrücken an einer Entscheidung
des Gemeindewahlausschusses mitgewirkt, so darf sie oder er, soweit dieselbe Sache Gegenstand ei-
ner Entscheidung des Wahlbeschwerdeausschusses sein soll, bei dieser Entscheidung nicht mitwirken;
dasselbe gilt für die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden.

(3) Wer Wahlbewerberin oder Wahlbewerber, Vertrauensperson oder stellvertretende Vertrauensper-
son für einen Wahlvorschlag ist, kann nicht Vorsitzende oder Vorsitzender des Wahlbeschwerdeaus-
schusses sein. An ihre oder seine Stelle tritt jeweils die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche
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Vertreter. Im Fall der Verhinderung der oder des Vorsitzenden wählt der Kreistag, die Regionalver-
sammlung oder der Gemeinderat für die Dauer des Wahlverfahrens eine besondere Vorsitzende oder
einen besonderen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Die Sätze 1 und 3
gelten entsprechend für die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden des
Wahlbeschwerdeausschusses.

(4) Der Wahlbeschwerdeausschuss ist beschlussfähig, wenn außer der oder dem Vorsitzenden wenigs-
tens vier Beisitzerinnen oder Beisitzer anwesend sind. Im Übrigen findet § 8 Abs. 3 Satz 2 bis 4 ent-
sprechend Anwendung.

§ 11
Ehrenämter

Die Beisitzerinnen und Beisitzer der Wahlausschüsse und die Mitglieder der Wahlvorstände üben ihre
Tätigkeit ehrenamtlich aus. Zur Übernahme dieses Ehrenamts ist jede oder jeder Wahlberechtigte ver-
pflichtet. Das Ehrenamt darf nur aus wichtigen Gründen abgelehnt werden.

§ 12
(aufgehoben)

Dritter Abschnitt
Wahlberechtigung und Wählbarkeit

§ 13
Wahlberechtigung

(1) Wahlberechtigt sind alle Deutschen im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes für die
Bundesrepublik Deutschland, die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben und seit mindes-
tens drei Monaten in der Gemeinde eine Wohnung innehaben. Wahlberechtigt sind auch alle Staatsan-
gehörigen der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Unionsbürgerinnen und Unionsbürger)
unter denselben Voraussetzungen, wie sie für Deutsche gelten.

(2) Wer in mehreren Gemeinden wohnt, ist nur in der Gemeinde wahlberechtigt, in der sie oder er ihre
oder seine Hauptwohnung hat.

(3) Bei der Berechnung der Dreimonatsfrist nach Absatz 1 ist der Tag der Wohnungsnahme in die Frist
einzubeziehen.

§ 14
Ausschluss der Wahlberechtigung

Nicht wahlberechtigt ist, wer infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt.

§ 15
Ausübung des Wahlrechts

(1) Wählen kann nur, wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat.

(2) Wer in ein Wählerverzeichnis eingetragen ist, kann nur in dem Wahlbezirk wählen, in dessen Wäh-
lerverzeichnis sie oder er geführt wird.

(3) Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlbezirk
ihres oder seines Wahlbereichs oder durch Briefwahl teilnehmen.
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(4) Jede Wahlberechtigte oder jeder Wahlberechtigte kann ihr oder sein Wahlrecht nur einmal und nur
persönlich ausüben. Eine Ausübung des Wahlrechts durch eine Vertreterin oder einen Vertreter an-
stelle der oder des Wahlberechtigten ist unzulässig.

(5) Eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter, die oder der des Lesens unkundig oder wegen
einer Behinderung an der Abgabe ihrer oder seiner Stimme gehindert ist, kann sich hierzu der Hil-
fe einer anderen Person bedienen. Die Hilfeleistung ist auf technische Hilfe bei der Kundgabe ei-
ner von der oder von dem Wahlberechtigten selbst getroffenen und geäußerten Wahlentscheidung
beschränkt. Unzulässig ist eine Hilfeleistung, die unter missbräuchlicher Einflussnahme erfolgt, die
selbstbestimmte Willensbildung oder Entscheidung der oder des Wahlberechtigten ersetzt oder verän-
dert oder wenn ein Interessenkonflikt der Hilfsperson besteht.

§ 16
Wählbarkeit

(1) Wählbar ist jede oder jeder Wahlberechtigte, die oder der am Wahltag das 18. Lebensjahr voll-
endet hat und seit mindestens sechs Monaten in der Gemeinde eine Wohnung innehat. § 13 Abs. 2
und 3 gilt für die Wählbarkeit entsprechend.

(2) Nicht wählbar ist

1. eine Deutsche oder ein Deutscher oder eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger, die oder
der
a) nach § 14 nicht wahlberechtigt ist,

 

b) infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die Wählbarkeit oder die Fä-
higkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt,

 

 

2. eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger, die oder der infolge einer zivil- oder strafrechtli-
chen Einzelfallentscheidung in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, dessen Staatsange-
hörigkeit sie oder er besitzt (Herkunfts-Mitgliedstaat), von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist.

 

§ 17
Unvereinbarkeit von Amt und Mandat

(1) Mitglied des Gemeinderats können nicht sein

1. besoldete Beamtinnen und Beamte und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einer Gemeinde
in dieser Gemeinde,

 

2. leitende Beamtinnen und Beamte und leitende Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, an denen die Gemeinde betei-
ligt ist,

 

3. Personen, die allein oder mit anderen ständig berechtigt sind, ein privatrechtliches Unterneh-
men, an dem die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist, in seiner Gesamtheit zu
vertreten (leitende Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer) und
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4. Beamtinnen, Beamte und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die befugt sind, Entscheidun-
gen der Rechtsaufsicht über die Gemeinde zu treffen oder vorzubereiten oder im Gemeindeprü-
fungsamt Prüfungstätigkeit bei der Gemeinde auszuüben.

 

Satz 1 gilt nicht für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die überwiegend körperliche Arbeit verrich-
ten.

(2) Werden Personen gewählt, die gemäß Absatz 1 an der gleichzeitigen Zugehörigkeit zum Gemein-
derat gehindert sind, können sie die Wahl nur annehmen, wenn sie nachweisen, dass ihr Beamten-
oder Arbeitnehmerverhältnis beendet ist. Werden Personen gewählt, deren dienstliche Aufgabe nach
Absatz 1 Nr. 4 mit der Ausübung des Mandats nicht vereinbar ist, so können sie die Wahl nur anneh-
men, wenn sie nachweisen, dass sie von den Aufgaben der Rechtsaufsicht oder der Prüfungstätig-
keit entbunden sind. Stellt die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter nachträglich fest,
dass eine Bewerberin oder ein Bewerber die Wahl angenommen hat, obwohl Unvereinbarkeit nach Ab-
satz 1 gegeben war, und weist das Mitglied des Gemeinderates nicht innerhalb einer Woche nach Zu-
stellung der nachträglichen Feststellung die Beendigung des Beamten- oder Arbeitnehmerverhältnis-
ses nach, so scheidet es mit Ablauf der Frist aus dem Gemeinderat aus. Den Verlust der Mitgliedschaft
stellt die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter fest.

(3) Übernimmt ein Mitglied des Gemeinderates ein Amt oder eine Aufgabe nach Absatz 1, so gilt Ab-
satz 2 Satz 3 und 4 entsprechend.

Vierter Abschnitt
Wählerverzeichnis und Wahlschein

§ 18
Wählerverzeichnis

Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter führt für jeden Wahlbezirk ein Verzeichnis der
Wahlberechtigten. Jede oder jeder Wahlberechtigte hat das Recht, an den Werktagen vom 20. bis zum
16. Tag vor der Wahl während der allgemeinen Öffnungszeiten die Richtigkeit oder Vollständigkeit der
zu ihrer oder seiner Person im Wählerverzeichnis eingetragenen Daten zu überprüfen. Zur Überprü-
fung der Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen
Personen haben Wahlberechtigte während des in Satz 2 genannten Zeitraumes nur dann ein Recht
auf Einsicht in das Wählerverzeichnis, wenn sie Tatsachen glaubhaft machen, aus denen sich eine Un-
richtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht zur Überprüfung
gemäß Satz 3 besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein
Sperrvermerk gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist.

§ 19
(aufgehoben)

§ 20
(aufgehoben)

§ 21
Wahlschein

Eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter, die oder der im Wählerverzeichnis eingetragen ist,
oder die oder der aus einem von ihr oder ihm nicht zu vertretenden Grund in das Wählerverzeichnis
nicht aufgenommen worden ist, erhält auf Antrag einen Wahlschein.

Fünfter Abschnitt
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Wahlvorschläge

§ 22
Wahlvorschlagsrecht

(1) Wahlvorschläge können von Parteien und Wählergruppen aufgestellt werden. Jede Partei und Wäh-
lergruppe kann im Wahlgebiet nur einen Wahlvorschlag einreichen. Der Wahlvorschlag kann als ein-
heitliche Gebietsliste für das ganze Wahlgebiet oder gegliedert in eine Gebietsliste und Bereichslisten
aufgestellt werden. Der Wahlvorschlag darf für jeden Wahlbereich nur eine Bereichsliste enthalten.
Die Aufstellung von Bereichslisten in einem Wahlvorschlag ist nur zulässig, wenn der Wahlvorschlag
eine Gebietsliste enthält.

(2) Der Wahlvorschlag einer Partei oder Wählergruppe, der bei der letzten Gemeinderatswahl kein Sitz
im Gemeinderat oder bei der letzten Wahl zum Landtag des Saarlandes kein Sitz im Landtag zufiel,
bedarf der Unterstützung durch Wahlberechtigte in Höhe von mindestens der dreifachen Anzahl der
zu wählenden Gemeinderatsmitglieder. Die Wahlberechtigten haben sich dazu bis spätestens am 66.
Tag vor dem Wahltag, 18.00 Uhr, persönlich in ein bei der Gemeindewahlleiterin oder beim Gemein-
dewahlleiter für den jeweiligen Wahlvorschlag aufliegendes Verzeichnis einzutragen. Die Wahlberech-
tigung muss im Zeitpunkt der Eintragung gegeben sein. Eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberech-
tigter darf nur einen Wahlvorschlag unterstützen. Der Unterstützung des Wahlvorschlags einer Partei
bedarf es nicht, wenn diese Partei im Deutschen Bundestag seit dessen letzter Wahl aufgrund eigener
Wahlvorschläge ununterbrochen vertreten ist.

§ 23
Einreichung der Wahlvorschläge

Wahlvorschläge sind der Gemeindewahlleiterin oder dem Gemeindewahlleiter spätestens am 66. Tag
vor der Wahl bis 18.00 Uhr schriftlich einzureichen.

§ 24
Inhalt und Form der Wahlvorschläge

(1) Der Wahlvorschlag muss den Namen der einreichenden Partei oder Wählergruppe und, sofern sie
eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese angeben.

(2) Ein Wahlvorschlag darf für die Gebietsliste höchstens doppelt so viel Bewerberinnen und Bewerber
enthalten, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. Jede Bereichsliste soll höchstens halb so viel
Bewerberinnen und Bewerber enthalten, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind.

(3) Eine Bewerberin oder ein Bewerber darf nur in einem Wahlvorschlag aufgestellt werden; sie oder
er darf in der Gebietsliste und einer Bereichsliste desselben Wahlvorschlags aufgestellt werden.

(4) Als Bewerberin oder Bewerber kann nur vorgeschlagen werden, wer seine Zustimmung dazu
schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist unwiderruflich.

(5) Die Bewerberinnen und Bewerber sind im Wahlvorschlag in erkennbarer Reihenfolge mit Familien-
namen, Vornamen, Beruf, Geburtsdatum, Wohnort und Wohnung aufzuführen.

(6) In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensper-
son bezeichnet werden. Fehlt diese Bezeichnung, so gilt die Person, die als erste unterzeichnet hat,
als Vertrauensperson und diejenige, die als zweite unterzeichnet hat, als stellvertretende Vertrauens-
person. Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, ist nur die Vertrauensperson, bei deren
Verhinderung die stellvertretende Vertrauensperson, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahl-
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vorschlag abzugeben und entgegenzunehmen. Die Vertrauensperson und die stellvertretende Ver-
trauensperson können durch schriftliche Erklärung der Mehrheit der Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner des Wahlvorschlags an die Gemeindewahlleiterin oder an den Gemeindewahlleiter abberufen
und durch andere ersetzt werden.

(7) Wahlvorschläge müssen von drei Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Eine Wahlberechtigte oder
ein Wahlberechtigter darf nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Wahlvorschläge von Parteien be-
dürfen der Bestätigung durch die für die Gemeinde zuständige Parteileitung.

(8) Mit dem Wahlvorschlag sind einzureichen:

1. die Zustimmungserklärungen der in den Wahlvorschlag aufgenommenen Bewerberinnen und
Bewerber (Absatz 4),

 

2. für Deutsche die Bescheinigungen der Gemeindewahlleiterin oder des Gemeindewahlleiters,
dass die Bewerberinnen und Bewerber zum Gemeinderat wählbar sind,

 

3. für Unionsbürgerinnen und Unionsbürger
a) die Bescheinigungen der Gemeindewahlleiterin oder des Gemeindewahlleiters, dass sie

nicht gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 1 von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind,

 

b) die Versicherungen an Eides Statt über die Staatsangehörigkeit,

 

c) die Versicherungen an Eides statt oder auf Verlangen die Bescheinigungen der zuständi-
gen Verwaltungsbehörden ihrer Herkunfts-Mitgliedstaaten, dass sie in diesem Mitglied-
staat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind oder dass diesen Behörden ein sol-
cher Ausschluss nicht bekannt ist,

 

 

4. eine Ausfertigung der Niederschrift über die Wahl der Bewerberinnen und Bewerber mit Anga-
ben über Ort und Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die Zahl der erschienenen
Mitglieder und das Ergebnis der Wahl. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Versamm-
lung und zwei von dieser bestimmte Teilnehmerinnen oder Teilnehmer an Eides statt gegen-
über der Gemeindewahlleiterin oder dem Gemeindewahlleiter zu versichern, dass die Anforde-
rungen gemäß § 24a Abs. 2 Satz 1 bis 3 beachtet worden sind.

 

Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter ist zur Abnahme von Versicherungen an Eides
statt zuständig; sie oder er gilt als Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches.

§ 24a
Aufstellung von Wahlbewerberinnen und

Wahlbewerbern

(1) Als Bewerberin oder Bewerber kann in einem Wahlvorschlag nur benannt werden, wer in geheimer
Wahl gewählt worden ist. Zur Wahl von Bewerberinnen und Bewerbern einer Partei oder Wählergrup-
pe sind in einer Mitgliederversammlung wahlberechtigt

1. für Bereichslisten die wahlberechtigten Mitglieder des jeweiligen Wahlbereichs,
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2. für Gebietslisten die wahlberechtigten Mitglieder des Wahlgebiets

 

oder die von diesen aus ihrer Mitte in geheimer Wahl unmittelbar gewählten Vertreterinnen und Ver-
treter (Vertreterversammlung). Mitgliederversammlung zur Wahl der Bewerberinnen und Bewerber ist
eine Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zusammentritts im jeweiligen Wahlbereich oder Wahlgebiet
wahlberechtigten Mitglieder.

(2) Die Bewerberinnen und Bewerber und die Vertreterinnen und Vertreter für die Vertreterversamm-
lungen werden in geheimer Abstimmung gewählt. Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder
stimmberechtigte Teilnehmer der Versammlung sind hierbei vorschlagsberechtigt. Den Bewerberin-
nen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung in angemes-
sener Zeit vorzustellen. Die Wahl der Bewerberinnen und Bewerber darf frühestens 20 Monate, die
Wahl der Vertreterinnen und Vertreter für die Vertreterversammlung frühestens 24 Monate vor Ablauf
der Amtszeit des Gemeinderates stattfinden; dies gilt nicht, wenn die Amtszeit vorzeitig endet.

(3) Das Nähere über die Wahl der Vertreterinnen und Vertreter für die Vertreterversammlung, über
die Einberufung und Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das
Verfahren für die Wahl der Bewerberinnen und Bewerber regeln die Parteien oder Wählergruppen.

§ 25
Zurücknahme von Wahlvorschlägen

Ein Wahlvorschlag kann durch gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson zurückgenommen werden, solange nicht über seine Zulassung ent-
schieden ist. Wahlvorschläge nach § 22 Abs. 2 können auch von der Mehrheit der Unterzeichnerinnen
und Unterzeichner durch eine von ihnen persönlich und handschriftlich vollzogene Erklärung zurück-
genommen werden.

§ 26
Änderung von Wahlvorschlägen

Ein Wahlvorschlag kann nach Ablauf der Einreichungsfrist nur durch gemeinsame schriftliche Erklä-
rung der Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrauensperson und nur dann geändert wer-
den, wenn die Bewerberin oder der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit verliert. Das Verfahren nach
§ 24a muss nicht eingehalten werden, der Unterschriften nach § 22 Abs. 2 bedarf es nicht. Nach der
Entscheidung über die Zulassung eines Wahlvorschlags kann dieser nicht mehr geändert werden.

§ 27
Mängelbeseitigung

(1) Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter hat die Wahlvorschläge unverzüglich nach
Eingang zu prüfen. Stellt sie oder er bei einem Wahlvorschlag Mängel fest, so benachrichtigt sie oder
er sofort die Vertrauensperson und fordert sie auf, behebbare Mängel rechtzeitig zu beseitigen.

(2) Nach Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel gültiger Wahlvorschläge behoben wer-
den. Ein gültiger Wahlvorschlag liegt nicht vor, wenn

1. die Form oder Frist des § 23 nicht gewahrt ist,

 

2. der Name der Partei oder Wählergruppe fehlt,
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3. die nach § 22 Abs. 2 erforderlichen gültigen Unterschriften fehlen,

 

4. sämtliche Bewerberinnen und Bewerber des Wahlvorschlags mangelhaft bezeichnet sind, so
dass ihre Personen nicht feststehen,

 

5. die Zustimmungserklärungen aller Bewerberinnen und Bewerber des Wahlvorschlags fehlen,

 

6. die Niederschrift nach § 24 Abs. 8 Satz 1 Nr. 4 fehlt oder

 

7. der Wahlvorschlag keine Gebietsliste enthält.

 

Hat dieselbe Partei oder Wählergruppe mehrere Wahlvorschläge eingereicht, so sind diese Wahlvor-
schläge ungültig. Einer der eingereichten Wahlvorschläge ist gültig, wenn die Vertrauensperson und
die stellvertretende Vertrauensperson innerhalb der Einreichungsfrist durch gemeinsame schriftliche
Erklärung diesen zum einzigen Wahlvorschlag bestimmen. Das Recht der Partei oder Wählergruppe,
anstelle der bisher eingereichten Wahlvorschläge innerhalb der Einreichungsfrist einen neuen Wahl-
vorschlag einzureichen, bleibt unberührt. Sätze 3 und 4 gelten für Bereichslisten entsprechend, wenn
ein Wahlvorschlag für denselben Wahlbereich mehrere Bereichslisten enthält. Sind einzelne Bewer-
berinnen und Bewerber mangelhaft bezeichnet, so dass ihre Personen nicht feststehen, oder fehlen
die Zustimmungserklärungen einzelner Bewerberinnen und Bewerber oder fehlen die Niederschriften
nach § 24 Abs. 8 Satz 1 Nr. 4 für einzelne Bereichslisten, so ist der Wahlvorschlag insoweit nicht gül-
tig.

(3) Nach der Entscheidung über die Zulassung des Wahlvorschlags ist jede Mängelbeseitigung ausge-
schlossen.

§ 28
Zulassung der Wahlvorschläge

(1) Der Gemeindewahlausschuss entscheidet spätestens am 58. Tag vor dem Wahltag über die Zulas-
sung der Wahlvorschläge. Er hat die Wahlvorschläge zurückzuweisen, wenn sie

1. verspätet eingereicht sind oder

 

2. den Anforderungen nicht entsprechen, die durch dieses Gesetz und die Kommunalwahlord-
nung[1] aufgestellt sind, es sei denn, dass in diesen Vorschriften etwas anderes bestimmt ist.

 

Sind die Erfordernisse nur hinsichtlich einzelner Bewerberinnen und Bewerber oder einzelner Be-
reichslisten nicht erfüllt, so werden diese Namen oder Bereichslisten gestrichen. Die Entscheidung ist
in der Sitzung des Gemeindewahlausschusses bekannt zu geben.

(2) Weist der Gemeindewahlausschuss einen Wahlvorschlag ganz oder teilweise zurück, so kann bin-
nen drei Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung Beschwerde an den Wahlbeschwerdeausschuss
eingelegt werden. Beschwerdeberechtigt sind die Vertrauensperson des Wahlvorschlags und die Ge-
meindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter. Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahl-
leiter kann auch gegen eine Entscheidung, durch die ein Wahlvorschlag zugelassen wird, Beschwer-
de erheben. In der Beschwerdeverhandlung sind die erschienenen Beteiligten zu hören. Die Entschei-
dung über die Beschwerde muss spätestens am 52. Tag vor dem Wahltag getroffen werden.
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Fußnoten

[1])
KWO vgl. BS-Nr. 2021-1-1.

§ 29
Verbindung von Wahlvorschlägen

Die Verbindung von Wahlvorschlägen ist zulässig; sie muss der Gemeindewahlleiterin oder dem Ge-
meindewahlleiter von den Vertrauenspersonen der beteiligten Wahlvorschläge spätestens am 66. Tag
vor dem Wahltag schriftlich bis 18.00 Uhr erklärt werden.

§ 30
Reihenfolge und öffentliche Bekanntgabe der

Wahlvorschläge

(1) Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter bestimmt landeseinheitlich die Reihenfolge der
zugelassenen Wahlvorschläge der Parteien und Wählergruppen, die an der letzten Landtagswahl teil-
genommen haben, nach der Stimmenzahl, die sie bei dieser Wahl erreicht haben. Nimmt eine dieser
Parteien oder Wählergruppen an einer Kommunalwahl nicht teil, so bleibt die entsprechende Nummer
frei.

(2) Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter bestimmt einheitlich für die Gemeinde die
Reihenfolge (Nummer) der übrigen Wahlvorschläge in alphabetischer Reihenfolge, wobei der unge-
kürzte Name der Partei oder Wählergruppe maßgebend ist.

(3) Nimmt eine unter Absatz 2 fallende Partei oder Wählergruppe innerhalb des Kreisgebietes oder
Regionalverbandsgebietes an mehreren Kommunalwahlen oder an einer Kommunalwahl in mehre-
ren Gemeinden teil, so teilt die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter oder die Regionalverbands-
wahlleiterin oder der Regionalverbandswahlleiter dem von ihr eingereichten Wahlvorschlag auf An-
trag dieselbe kreiseinheitliche oder regionalverbandseinheitliche Nummer zu. Bei Teilnahme an meh-
reren Kommunalwahlen richtet sich die Reihenfolge nach der Kommunalwahl der höheren Ebene. Die
Reihenfolge der weiteren Wahlvorschläge ändert sich entsprechend. Der Antrag ist spätestens am 66.
Tag vor der Wahl bis 18.00 Uhr bei der Kreiswahlleiterin oder beim Kreiswahlleiter oder bei der Regio-
nalverbandswahlleiterin oder beim Regionalverbandswahlleiter einzureichen und muss von der Ver-
trauensperson jedes Wahlvorschlags unterzeichnet sein.

(4) Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter ordnet die zugelassenen Wahlvorschläge
in der sich aus den Absätzen 1 bis 3 ergebenden Reihenfolge. Sie oder er gibt sie und die Verbindung
von Wahlvorschlägen spätestens am 48. Tag vor der Wahl öffentlich bekannt.

Sechster Abschnitt
Wahlhandlung

§ 31
Stimmzettel

(1) Die Stimmzettel und die zugehörigen Umschläge für die Briefwahl (§ 37 Abs. 1) werden amtlich
hergestellt.

(2) Bei Verhältniswahl enthalten die Stimmzettel die zugelassenen Wahlvorschläge in der Reihenfolge
ihrer öffentlichen Bekanntgabe unter Angabe des Namens der Partei oder Wählergruppe und, sofern
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sie eine Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, sowie des Familiennamens, des Vornamens und
des Berufes der ersten fünf Bewerberinnen und Bewerber jeden Wahlvorschlags. Bei Wahlvorschlä-
gen, die in eine Gebietsliste und Bereichslisten gegliedert sind, sind auf der Gebietsliste und den Be-
reichslisten je die ersten fünf Bewerberinnen und Bewerber mit Familiennamen, Vornamen und Beruf
anzugeben.

(3) Bei Mehrheitswahl enthält der Stimmzettel, wenn ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht worden
ist, diesen Wahlvorschlag unter Angabe des Namens der Partei oder Wählergruppe und, sofern sie ei-
ne Kurzbezeichnung verwenden, auch diese, sowie des Familiennamens, des Vornamens und des Be-
rufes sämtlicher Bewerberinnen und Bewerber des Wahlvorschlags. Der Stimmzettel enthält außer-
dem eine freie Fläche, die groß genug ist, um die Namen von doppelt so vielen wählbaren Personen
aufzunehmen, wie Mitglieder in den Gemeinderat zu wählen sind. Sie trägt die Überschrift „Von der
Wählerin oder vom Wähler vorgeschlagene wählbare Personen“. Ist kein gültiger Wahlvorschlag ein-
gereicht, so ist der Stimmzettel entsprechend Satz 2 und 3 herzustellen.

(4) Auf den Stimmzetteln können zusätzlich ein eingetragener Doktorgrad (§ 5 Abs. 2 Nr. 3 des Per-
sonalausweisgesetzes, § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 des Passgesetzes) und ein eingetragener Ordens- oder
Künstlername (§ 5 Abs. 2 Nr. 12 des Personalausweisgesetzes, § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 des Passgeset-
zes) angegeben werden.

§ 32
(aufgehoben)

§ 33
Öffentlichkeit der Wahl

(1) Die Wahlhandlung und die Feststellung des Wahlergebnisses sind öffentlich.

(2) Der Wahlvorstand kann Personen, die die Ruhe und Ordnung stören, aus dem Wahlraum verwei-
sen. Wahlberechtigten des Wahlbezirks und Inhaberinnen und Inhabern von Wahlscheinen, die die
Wahlvorsteherin oder der Wahlvorsteher aus dem Wahlraum verweist, ist vorher Gelegenheit zur
Stimmabgabe zu geben.

§ 34
Verbot der Wahlwerbung,

Unterschriftensammlung und Veröffentlichung von
Wählerbefragungen

(1) Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in dem sich der Wahlraum befindet, sowie un-
mittelbar vor dem Zugang zu dem Gebäude jede Beeinflussung der Wählerinnen und Wähler durch
Wort, Ton, Schrift oder Bild sowie jede Unterschriftensammlung verboten.

(2) Die Veröffentlichung von Ergebnissen von Wählerbefragungen nach der Stimmabgabe über den In-
halt der Wahlentscheidung ist vor Ablauf der Wahlzeit verboten.

§ 35
Wahrung des Wahlgeheimnisses

(1) Es sind Vorkehrungen dafür zu treffen, dass die Wählerin oder der Wähler den Stimmzettel unbe-
obachtet kennzeichnen und falten kann. Für die Aufnahme der Stimmzettel sind Wahlurnen zu ver-
wenden, die die Wahrung des Wahlgeheimnisses sicherstellen.
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(2) Die nach § 15 Abs. 5 zulässige Hilfe bei der Stimmabgabe bleibt unberührt. Die Hilfsperson ist zur
Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hilfeleistung von der Wahl einer anderen
Person erlangt hat.

(3) Eine blinde oder sehbehinderte Wählerin oder ein blinder oder sehbehinderter Wähler kann sich
zur Kennzeichnung des Stimmzettels auch einer Stimmzettelschablone bedienen.

§ 36
Stimmabgabe

(1) Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln.

(2) Bei Verhältniswahl bezeichnet die Wählerin oder der Wähler durch ein auf den Stimmzettel gesetz-
tes Kreuz oder auf andere Weise den Wahlvorschlag, dem sie ihre oder er seine Stimme geben will.

(3) Bei Mehrheitswahl erfolgt die Stimmabgabe ohne Bindung an vorgeschlagene Bewerberinnen und
Bewerber und ohne das Recht der Stimmenhäufung auf eine Bewerberin oder einen Bewerber. Der
Stimmzettel kann doppelt so viele Bewerberinnen und Bewerber enthalten, wie Mitglieder in den Ge-
meinderat zu wählen sind.

(4) Die Wählerin oder der Wähler faltet daraufhin den Stimmzettel in der Weise, dass die Stimmabga-
be nicht erkennbar ist, und wirft ihn in die Wahlurne.

(5) Die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter kann genehmigen, dass an Stelle von Stimmzet-
teln und Wahlurnen Wahlgeräte benutzt werden, deren Bauart von dem Bundesministerium des In-
nern, für Bau und Heimat allgemein für die Verwendung bei Wahlen zum Deutschen Bundestag amt-
lich zugelassen ist. Die Genehmigung kann für einzelne Wahlen oder allgemein erteilt werden. Das Mi-
nisterium für Inneres, Bauen und Sport wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung[2] die durch die Ver-
wendung von Wahlgeräten bedingten Besonderheiten im Zusammenhang mit der Wahl zu regeln.

Fußnoten

[2])
Vgl. BS-Nr. 111-1-2.

§ 37
Briefwahl

(1) Bei der Briefwahl übergibt oder übersendet die Wählerin oder der Wähler der Gemeindewahlleite-
rin oder dem Gemeindewahlleiter in einem verschlossenen Wahlbriefumschlag

1. ihren oder seinen Wahlschein,

 

2. in einem besonderen verschlossenen Stimmzettelumschlag den Stimmzettel

 

so rechtzeitig, dass der Wahlbrief spätestens am Wahltag bis zum Ende der Wahlzeit eingeht.

(2) Wahlbriefe können von den Absenderinnen und Absendern bei einem vor der Wahl amtlich be-
kannt gemachten Postunternehmen als Briefsendungen ohne besondere Versendungsform unentgelt-
lich eingeliefert werden, wenn sie sich in amtlichen Wahlbriefumschlägen befinden. Bei Inanspruch-
nahme einer besonderen Versendungsform hat die Absenderin oder der Absender den das jeweils für
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die Briefbeförderung gültige Leistungsentgelt übersteigenden Betrag zu tragen. Die Gemeinde trägt
die Kosten für die unentgeltliche Wahlbriefbeförderung.

(3) Auf dem Wahlschein hat die Wählerin oder der Wähler oder die Hilfsperson gegenüber der Ge-
meindewahlleiterin oder dem Gemeindewahlleiter an Eides statt zu versichern, dass der Stimmzettel
persönlich oder gemäß dem erklärten Willen der Wählerin oder des Wählers gekennzeichnet worden
ist. Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter ist zur Abnahme einer solchen Versiche-
rung an Eides statt zuständig; sie oder er gilt als Behörde im Sinne des § 156 des Strafgesetzbuches.

Siebter Abschnitt
Feststellung des Wahlergebnisses

§ 38
Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlbezirk

Nach Beendigung der Wahlhandlung ermittelt der Wahlvorstand das Wahlergebnis im Wahlbezirk. Er
stellt fest,

1. wie viele gültige und wie viele ungültige Stimmen insgesamt abgegeben worden sind,

 

2. bei Verhältniswahl: wie viele gültige Stimmen auf jeden Wahlvorschlag entfallen sind,

 

3. bei Mehrheitswahl: wie viele gültige Stimmen auf jede wählbare Person entfallen sind.

 

§ 39
Ungültige Stimmen

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel

1. nicht amtlich hergestellt ist,

 

2. bei Verhältniswahl keine Kennzeichnung enthält,

 

3. für einen anderen Wahlbereich gültig ist,

 

4. den Willen der Wählerin oder des Wählers nicht zweifelsfrei erkennen lässt,

 

5. einen Zusatz oder Vorbehalt enthält,

 

6. in denen bei Verhältniswahl Bewerberinnen und Bewerber gestrichen sind.

 

Bei der Briefwahl ist außerdem die Stimme ungültig, wenn der Stimmzettel nicht in einem amtlichen
Stimmzettelumschlag oder in einem Stimmzettelumschlag abgegeben worden ist, der offensichtlich in
einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise von den übrigen abweicht oder einen deutlich fühlba-
ren Gegenstand enthält, jedoch eine Zurückweisung gemäß Absatz 4 Nr. 7 oder 8 nicht erfolgt ist.

(2) Mehrere in einem Stimmzettelumschlag enthaltene Stimmzettel gelten als ein Stimmzettel, wenn
sie gleich lauten oder nur einer von ihnen gekennzeichnet ist, sonst zählen sie als ungültige Stimme.

(3) Ist der Stimmzettelumschlag leer abgegeben worden, so gilt die Stimme als ungültig.
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(4) Bei der Briefwahl sind Wahlbriefe zurückzuweisen, wenn

1. der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen ist,

 

2. dem Wahlbriefumschlag kein oder kein gültiger Wahlschein beiliegt,

 

3. dem Wahlbriefumschlag kein Stimmzettelumschlag beigefügt ist,

 

4. weder Wahlbriefumschlag noch der Stimmzettelumschlag verschlossen ist,

 

5. der Wahlbriefumschlag mehrere Stimmzettelumschläge, aber nicht eine gleiche Anzahl gültiger
und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides statt versehener Wahlscheine enthält,

 

6. die Wählerin oder der Wähler oder die Hilfsperson die vorgeschriebene Versicherung an Eides
statt zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unterschrieben hat,

 

7. kein amtlicher Stimmzettelumschlag benutzt worden ist,

 

8. ein Stimmzettelumschlag benutzt worden ist, der offensichtlich in einer das Wahlgeheimnis ge-
fährdenden Weise von den übrigen abweicht oder einen deutlich fühlbaren Gegenstand enthält.

 

Die Einsenderinnen und Einsender zurückgewiesener Wahlbriefe werden nicht als Wählerinnen und
Wähler gezählt; ihre Stimmen gelten als nicht abgegeben.

(5) Die Stimme einer Wählerin oder eines Wählers, die oder der an der Briefwahl teilgenommen hat,
wird nicht dadurch ungültig, dass sie oder er vor dem oder am Wahltag stirbt, ihre oder seine Woh-
nung im Wahlgebiet aufgibt oder sonst ihr oder sein Wahlrecht verliert.

§ 40
Feststellung des Wahlergebnisses im Wahlgebiet

und in den Wahlbereichen

Der Gemeindewahlausschuss prüft aufgrund der Wahlniederschriften der Wahlvorstände den ord-
nungsgemäßen Vollzug der Wahl und stellt das Wahlergebnis im Wahlgebiet und in den Wahlberei-
chen fest. Er hat das Recht der Nachprüfung.

§ 41
Verteilung der Gemeinderatssitze bei Verhältniswahl

(1) Die Gemeinderatssitze werden auf die Wahlvorschläge im Verhältnis der Gesamtzahl der gülti-
gen Stimmen, die für die einzelnen Wahlvorschläge abgegeben worden sind, nach dem d’Hondt’schen
Höchstzahlverfahren verteilt. Über die Zuteilung des letzten Sitzes oder der letzten Sitze entscheidet
bei gleichen Höchstzahlen das von der Gemeindewahlleiterin oder vom Gemeindewahlleiter zu zie-
hende Los. Miteinander verbundene Wahlvorschläge werden bei der Verteilung der Sitze im Verhältnis
zu den übrigen Wahlvorschlägen zunächst wie ein Wahlvorschlag behandelt. Die der Verbindung hier-
nach zufallenden Sitze werden sodann auf die einzelnen an der Verbindung beteiligten Wahlvorschlä-
ge entsprechend Satz 1 und 2 verteilt.
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(2) Enthält ein Wahlvorschlag nur eine Gebietsliste, so sind alle nach Absatz 1 dem Wahlvorschlag zu-
gefallenen Sitze der Gebietsliste zuzuteilen.

(3) Enthält ein Wahlvorschlag neben der Gebietsliste auch Bereichslisten, so sind zwei Drittel der
nach Absatz 1 dem Wahlvorschlag zugefallenen Sitze auf die Wahlbereiche zu verteilen; dabei gelten
Bruchteile eines Sitzes als Sitz für die Wahlbereiche. Die Verteilung der Sitze erfolgt im Verhältnis der
Gesamtzahl der gültigen Stimmen, die der Wahlvorschlag in den einzelnen Wahlbereichen erhalten
hat. Dabei findet das Höchstzahlverfahren nach d’Hondt Anwendung. Die auf die Wahlbereiche ver-
teilten Sitze sind den Bereichslisten zuzuteilen; enthält ein Wahlvorschlag für einzelne Wahlbereiche
keine Bereichslisten, so werden die dem Wahlvorschlag in diesen Wahlbereichen zugefallenen Sitze
der Gebietsliste zugeteilt. Die restlichen dem Wahlvorschlag zugefallenen Sitze sind der Gebietsliste
zuzuteilen.

(4) Fallen der Gebietsliste eines Wahlvorschlags mehr Sitze zu, als sie Bewerberinnen und Bewer-
ber enthält, so sind diese Sitze durch Fortführung des Höchstzahlverfahrens nach Absatz 3 Satz 1 bis
3 auf die Bereichslisten des Wahlvorschlags zu verteilen. Fallen einer Bereichsliste eines Wahlvor-
schlags mehr Sitze zu, als sie Bewerberinnen und Bewerber enthält, so sind diese Sitze der Gebietslis-
te des Wahlvorschlags zuzuteilen. Fallen einem Wahlvorschlag insgesamt mehr Sitze zu, als er Bewer-
berinnen und Bewerber enthält, so bleiben diese Sitze unbesetzt.

(5) Die einem Wahlvorschlag zugefallenen Gemeinderatssitze werden den in dem Wahlvorschlag be-
nannten Bewerberinnen und Bewerbern entsprechend der Aufteilung der Sitze auf die Gebiets- und
Bereichslisten in der Reihenfolge zugeteilt, in der sie in dem Wahlvorschlag aufgeführt sind. Ist eine
Bewerberin oder ein Bewerber auf der Gebietsliste und einer Bereichsliste aufgestellt, so scheidet sie
oder er aus der Gebietsliste aus, wenn ihr oder ihm ein Sitz auf einer Bereichsliste zuzuteilen ist.

§ 42
Verteilung der Gemeinderatssitze bei Mehrheitswahl

Findet Mehrheitswahl statt, so werden die Gemeinderatssitze den Wahlbewerberinnen und Wahlbe-
werbern in der Reihenfolge der von ihnen erreichten Stimmenzahl zugeteilt. Bei gleicher Stimmenzahl
entscheidet das von der Gemeindewahlleiterin oder vom Gemeindewahlleiter zu ziehende Los. Enthält
ein Stimmzettel mehr als doppelt so viel Bewerberinnen und Bewerber, wie Mitglieder in den Gemein-
derat zu wählen sind, so werden die überzähligen Bewerberinnen und Bewerber unberücksichtigt ge-
lassen.

§ 43
Benachrichtigung der Gewählten

Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter benachrichtigt die Gewählten schriftlich und
fordert sie auf, binnen einer Woche schriftlich zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. Geht innerhalb
der Frist keine Erklärung bei der Gemeindewahlleiterin oder beim Gemeindewahlleiter ein, so gilt die
Wahl als angenommen. Erfolgt die Annahme der Wahl unter Vorbehalt, so gilt sie als nicht angenom-
men. Wird die Wahl nicht angenommen, so ist dies unwiderruflich.

§ 44
Ersatzleute
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(1) Bei Verhältniswahl sind die Bewerberinnen und Bewerber, auf die kein Sitz entfällt, als Ersatzleu-
te der aus ihrem Wahlvorschlag Gewählten - gegliedert nach Gebiets- und Bereichslisten - in der im
Wahlvorschlag aufgeführten Reihenfolge vom Gemeindewahlausschuss festzustellen.

(2) Bei Mehrheitswahl sind die gewählten Personen, auf die kein Sitz entfällt, in der Reihenfolge der
von ihnen erreichten Stimmenzahl als Ersatzleute vom Gemeindewahlausschuss festzustellen. Bei
gleicher Stimmenzahl entscheidet das von der Gemeindewahlleiterin oder vom Gemeindewahlleiter zu
ziehende Los über die Reihenfolge.

(3) Nimmt eine gewählte Bewerberin oder ein gewählter Bewerber die Wahl nicht an oder stirbt sie
oder er oder scheidet ein Mitglied aus dem Gemeinderat aus, so stellt die Gemeindewahlleiterin oder
der Gemeindewahlleiter die nachrückende Ersatzperson fest. Dabei ist die Reihenfolge auf dem Wahl-
vorschlag - gegliedert nach Gebiets- und Bereichslisten - maßgebend. Bei der Nachfolge bleiben die-
jenigen Bewerberinnen oder Bewerber unberücksichtigt, die seit dem Zeitpunkt der Aufstellung des
Wahlvorschlags aus dieser Partei oder Wählergruppe ausgeschieden sind. Unberücksichtigt bleiben
ebenso Bewerberinnen und Bewerber, die als gewählte Bewerberinnen oder Bewerber die Annahme
der Wahl abgelehnt oder als Mitglieder auf ihre Mitgliedschaft im Gemeinderat verzichtet haben. § 41
Abs. 4 und § 43 finden entsprechende Anwendung.

§ 45
Bekanntgabe des Wahlergebnisses

Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter gibt das festgestellte Wahlergebnis öffentlich
bekannt. Die Bekanntmachung hat zu enthalten:

1. bei Verhältniswahl: die Gesamtzahl der auf sämtliche Wahlvorschläge und die Zahlen der auf
die einzelnen Wählvorschläge entfallenden gültigen Stimmen, die Zahlen der auf jeden einzel-
nen Wahlvorschlag, auf die Gebietsliste und die Bereichslisten entfallenden Sitze sowie die Na-
men der gewählten Bewerberinnen und Bewerber in der vom Gemeindewahlausschuss festge-
stellten Reihenfolge,

 

2. bei Mehrheitswahl: die Namen und die Reihenfolge der Gewählten sowie die auf jede oder je-
den Gewählten entfallende Zahl der gültigen Stimmen.

 

Achter Abschnitt
Nachwahl, Wahlanfechtung, Wiederholungswahl

und Parteiverbot

§ 46
Nachwahl

(1) Eine Nachwahl findet statt, wenn in einem oder mehreren Wahlbezirken die Wahl nicht durchge-
führt worden ist.

(2) Die Nachwahl soll spätestens drei Wochen nach dem Tag der Hauptwahl stattfinden.

(3) Die Nachwahl findet nach denselben Vorschriften und auf denselben Grundlagen wie die Haupt-
wahl statt.
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(4) Im Falle einer Nachwahl ist das vorläufige Ergebnis der Hauptwahl unmittelbar im Anschluss an die
Wahlhandlung der Hauptwahl auf der Grundlage der erfolgten Stimmabgaben zu ermitteln, festzustel-
len und bekannt zu geben.

§ 47
Anfechtung der Wahl

(1) Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittelbar auf das Wahlverfahren beziehen, können
nur mit den in diesem Gesetz und in der Kommunalwahlordnung vorgesehenen Rechtsbehelfen ange-
fochten werden.

(2) Die Wahl kann wegen Verstoßes gegen wesentliche Wahlvorschriften angefochten werden, wenn
die Möglichkeit besteht, dass durch den Verstoß die Verteilung der Sitze beeinflusst worden ist.

(3) Anfechtungsberechtigt sind die Landeswahlleiterin oder der Landeswahlleiter in amtlicher Eigen-
schaft und jede oder jeder Wahlberechtigte.

(4) Die Anfechtung ist bei der Kommunalaufsichtsbehörde[3] schriftlich einzulegen und zu begründen.

(5) Die Anfechtung muss innerhalb von zwei Wochen nach der öffentlichen Bekanntmachung des
Wahlergebnisses bei der Kommunalaufsichtsbehörde eingegangen sein.

Fußnoten

[3])
Vgl. § 128 Abs. 1 KSVG.

§ 48
Entscheidung über die Anfechtung

(1) Die Kommunalaufsichtsbehörde überprüft die Wahl im Umfang der Anfechtung und ihrer Begrün-
dung.

(2) Stellt die Kommunalaufsichtsbehörde den Mangel der Wählbarkeit einer oder eines Gewählten
fest, so erklärt sie ihre oder seine Wahl für ungültig.

(3) Stellt die Kommunalaufsichtsbehörde einen Verstoß nach § 47 Abs. 2 fest, so erklärt sie die Wahl
für ungültig. Wird ein derartiger Verstoß nur in einem Wahlbereich oder Wahlbezirk festgestellt, so
beschränkt sich die Ungültigkeitserklärung auf diesen Wahlbereich oder Wahlbezirk. Die Ungültigkeit
kann nur erklärt werden, wenn eine Berichtigung nicht möglich ist. Im Fall der Berichtigung stellt die
Kommunalaufsichtsbehörde das Wahlergebnis neu fest.

(4) Die Entscheidung der Kommunalaufsichtsbehörde nach den Absätzen 1 bis 3 ist der Landeswahl-
leiterin oder dem Landeswahlleiter unverzüglich mitzuteilen.

(5) Gegen die Entscheidungen der Kommunalaufsichtsbehörde ist die Klage im verwaltungsgerichtli-
chen Verfahren zulässig.

(6) Wird in einer Entscheidung über die Anfechtung festgestellt, dass die Wahl einer oder eines Ge-
wählten ungültig ist oder dass ein Gemeinderatsmitglied die Mitgliedschaft verloren hat, so behält
die oder der Gewählte ihre oder seine Rechte und Pflichten als Gemeinderatsmitglied bis zur Rechts-
kraft der Entscheidung. Beschlüsse des Gemeinderates, die vor Rechtskraft einer Entscheidung über
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die Ungültigkeit der Wahl des Gemeinderates oder eines Teils davon gefasst werden, bleiben in ihrer
Wirksamkeit von der Ungültigkeitserklärung unberührt.

§ 49
Wiederholungswahl

(1) Wird die Wahl eines Wahlgebiets, eines Wahlbereichs oder einzelner Wahlbezirke rechtskräftig für
ungültig erklärt, so ist sie entsprechend der ergangenen rechtskräftigen Entscheidung zu wiederho-
len. Die Wiederholung soll binnen drei Wochen nach der rechtskräftigen Ungültigkeitserklärung erfol-
gen.

(2) Die Wiederholungswahl findet nach denselben Vorschriften aufgrund desselben Wählerverzeich-
nisses und nach denselben Wahlvorschlägen statt wie die ursprüngliche Wahl, soweit nicht die Man-
gelhaftigkeit des Wählerverzeichnisses oder der Wahlvorschläge der Grund für die Wiederholung der
Wahl ist. Wahlvorschläge nicht mehr bestehender Parteien und Wählergruppen bleiben unberücksich-
tigt.

(3) Ist eine Wiederholungswahl durchgeführt, so ist das Wahlergebnis für den Wahlbereich neu festzu-
stellen oder, wenn die Wiederholungswahl nur in einzelnen Wahlbezirken stattgefunden hat, unter Be-
rücksichtigung des Ergebnisses der Wiederholungswahl zu berichtigen. Das endgültige Wahlergebnis
ist öffentlich bekannt zu machen.

(4) Wird die Wiederholungswahl nicht binnen sechs Monaten nach dem ursprünglichen Wahltag durch-
geführt, so ist sie als Neuwahl nach den Vorschriften für die ursprüngliche Wahl durchzuführen.

§ 50
Folgen eines Parteiverbots

(1) Wird eine Partei oder die Teilorganisation einer Partei durch das Bundesverfassungsgericht gemäß
Artikel 21 des Grundgesetzes für verfassungswidrig erklärt, so verlieren die Mitglieder des Gemein-
derates, die aufgrund eines Wahlvorschlags dieser Partei oder Teilorganisation gewählt worden sind
oder dieser Partei oder Teilorganisation zur Zeit der Antragstellung oder der Verkündung des Urteils
angehören, ihren Sitz und die Ersatzleute, auf die eine dieser Voraussetzungen zutrifft, ihre Anwart-
schaft auf die Nachfolge. Mitglieder des Gemeinderates und Ersatzleute, die aufgrund eines Wahlvor-
schlags einer durch das Bundesverfassungsgericht verbotenen Ersatzorganisation gewählt worden
sind oder einer solchen im Zeitpunkt des Verbots angehören, verlieren mit der Auflösung der Ersatzor-
ganisation ihren Sitz und die Ersatzleute ihre Anwartschaft auf die Nachfolge.

(2) Den Verlust der Mitgliedschaft und der Anwartschaft nach Absatz 1 stellt die Kommunalaufsichts-
behörde fest.

(3) Die frei gewordenen Sitze bleiben, sofern sie nicht durch Berufung von Ersatzleuten besetzt wer-
den können, unbesetzt; in diesem Fall vermindert sich die gesetzliche Mitgliederzahl des Gemeindera-
tes für den Rest der Wahlperiode entsprechend.

Zweiter Teil
Wahlen zu den Ortsräten und Bezirksräten

§ 51
Allgemeines
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Soweit in den Vorschriften des Zweiten Teils nichts anderes bestimmt ist, gelten die Vorschriften des
Ersten Teils für die Wahlen zu den Ortsräten und Bezirksräten entsprechend.

§ 52
(aufgehoben)

§ 53
Wahlgebiet

(1) Das Wahlgebiet für die Ortsratswahl und die Bezirksratswahl ist der nach dem Kommunalselbst-
verwaltungsgesetz[4] gebildete Gemeindebezirk oder Stadtbezirk.

(2) Das Wahlgebiet wird nicht in Wahlbereiche eingeteilt.

(3) Die Wahlbezirke für die Gemeinderatswahl sind zugleich Wahlbezirke für die Ortsratswahl oder die
Bezirksratswahl.

Fußnoten

[4])
KSVG vgl. BS-Nr. 2020-1.

§ 54
Wahlorgane

Die Wahlorgane für die Wahlen zu den Gemeinderäten sind zugleich Wahlorgane für die Wahlen zu
den Ortsräten und Bezirksräten.

§ 55
Wahlberechtigung und Wählbarkeit

(1) Anstelle der Wohnung in der Gemeinde ist die Wohnung in dem betreffenden Gemeindebezirk
oder Stadtbezirk maßgebend.

(2) Der Dreimonatszeitraum des § 13 Abs. 1 und der Sechsmonatszeitraum des §16 Abs. 1 sind für die
Wahlen zu den Ortsräten und Bezirksräten auch dann als erfüllt anzusehen, wenn sie sich aus dem
zeitlich zusammenhängenden Aufenthalt innerhalb derselben Gemeinde ergeben. Die oder der Wahl-
berechtigte ist in einem solchen Fall für die Wahl zum Ortsrat oder zum Bezirksrat in das Wählerver-
zeichnis des Wahlbezirks in dem Gemeindebezirk oder Stadtbezirk aufzunehmen, in dem sie oder er
am 42. Tag vor dem Wahltag wohnt.

§ 56
Wahlschein

Die Wahlscheine für die Wahl zum Ortsrat oder Bezirksrat berechtigen zur Stimmabgabe nur in einem
Wahlbezirk des Gemeindebezirks oder Stadtbezirks, für den sie ausgestellt sind.

§ 57
Wahlvorschläge

(1) Der Wahlvorschlag wird nicht in Gebietsliste und Bereichslisten gegliedert.
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(2) Der Wahlvorschlag darf höchstens doppelt so viel Bewerberinnen und Bewerber enthalten, wie Mit-
glieder des Ortsrates oder Bezirksrates zu wählen sind.

(3) Der Unterstützung des Wahlvorschlags bedarf es nicht, wenn einer Partei oder Wählergruppe bei
den letzten Wahlen Sitze für den jeweiligen Ortsrat oder Bezirksrat oder den Gemeinderat zugefallen
sind. In Gemeindebezirken oder Stadtbezirken bis zu 500 Einwohnerinnen und Einwohnern bedarf ein
unterstützungsbedürftiger Wahlvorschlag der Unterstützung durch Wahlberechtigte in Höhe von min-
destens der eineinhalbfachen Anzahl der zu wählenden Ortsratsmitglieder oder Bezirksratsmitglieder;
dabei sind Zahlenbruchteile nicht anzurechnen. Im Übrigen gilt § 22 Abs. 2 entsprechend.

Dritter Teil
Wahlen zu den Kreistagen

§ 58
Allgemeines

Soweit in den Vorschriften des Dritten Teils nichts anderes bestimmt ist, gelten die Vorschriften des
Ersten Teils dieses Gesetzes für die Wahlen zu den Kreistagen entsprechend.

§ 59
(aufgehoben)

§ 60
Kreiswahlgebiet

(1) Das Wahlgebiet für die Kreistagswahl ist das Gebiet des Landkreises.

(2) Das Wahlgebiet wird vom Kreistag für die Aufstellung von Bereichslisten in Wahlbereiche einge-
teilt.

(3) Die Wahlbezirke für die Gemeinderatswahl sind zugleich Wahlbezirke für die Kreistagswahl.

§ 61
Kreiswahlleiterin, Kreiswahlleiter

Kreiswahlleiterin oder Kreiswahlleiter ist die Landrätin oder der Landrat; stellvertretende Kreiswahllei-
terin oder stellvertretender Kreiswahlleiter ist die gesetzliche Vertreterin oder der gesetzliche Vertre-
ter der Landrätin oder des Landrats.

§ 62
Kreiswahlausschuss

(1) Die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter bildet für den Landkreis einen Kreiswahlausschuss.

(2) Der Kreiswahlausschuss prüft aufgrund der Niederschriften der Gemeindewahlausschüsse den ord-
nungsgemäßen Vollzug der Wahl und stellt das Wahlergebnis im Wahlgebiet und in den Wahlberei-
chen fest. Er kann Einsicht in die Niederschriften der Wahlvorstände nehmen. Er hat das Recht der
Nachprüfung.

§ 63
Wahlberechtigung und Wählbarkeit
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(1) Anstelle der Wohnung in der Gemeinde ist die Wohnung in Gemeinden desselben Landkreises
maßgebend.

(2) Der Dreimonatszeitraum des § 13 Abs. 1 und der Sechsmonatszeitraum des §16 Abs. 1 sind für
die Wahl zu den Kreistagen auch dann als erfüllt anzusehen, wenn sie sich aus dem zeitlich zusam-
menhängenden Aufenthalt in verschiedenen Gemeinden desselben Landkreises ergeben. Die oder der
Wahlberechtigte ist in einem solchen Fall für die Wahl zum Kreistag in das Wählerverzeichnis der Ge-
meinde aufzunehmen, in der sie oder er am 42. Tag vor dem Wahltag wohnt.

§ 64
Unvereinbarkeit von Amt und Mandat

Mitglied des Kreistages können nicht sein

1. besoldete Beamtinnen und Beamte und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Landkreises
in diesem Landkreis,

 

2. leitende Beamtinnen und Beamte und leitende Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, an denen der Landkreis beteiligt
ist,

 

3. Personen, die allein oder mit anderen ständig berechtigt sind, ein privatrechtliches Unterneh-
men, an dem der Landkreis mit mehr als fünfzig vom Hundert beteiligt ist, in seiner Gesamtheit
zu vertreten (leitende Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer),

 

4. Beamtinnen, Beamte und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die befugt sind, Entscheidun-
gen der Rechtsaufsicht über den Landkreis zu treffen oder vorzubereiten oder im Gemeindeprü-
fungsamt Prüfungstätigkeit bei dem Landkreis auszuüben,

 

5. besoldete Beamtinnen und Beamte und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der kreisangehö-
rigen Gemeinden des Landkreises.

 

Satz 1 gilt nicht für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die überwiegend körperliche Arbeit verrich-
ten. § 17 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 65
Wahlschein

(1) Für die Wahl zum Kreistag können Wahlscheine auf Antrag auch an Wahlberechtigte ausgestellt
werden, die nach dem 42. Tag vor dem Wahltag aus der Gemeinde, in der sie in das Wählerverzeich-
nis eingetragen sind, in eine andere Gemeinde desselben Landkreises verzogen sind.

(2) Die Wahlscheine für die Wahl zum Kreistag berechtigen zur Stimmabgabe nur in einem Wahlbezirk
des Wahlbereichs, für den sie ausgestellt sind.

§ 66
Wahlvorschläge

Eine Gebietsliste für die Wahl zum Kreistag soll mehr und darf höchstens doppelt so viel Namen von
Wahlbewerberinnen und Wahlbewerbern enthalten, wie Sitze im Kreistag zu vergeben sind. Jede Be-
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reichsliste soll höchstens halb so viel Bewerberinnen und Bewerber enthalten, wie Kreistagsmitglieder
zu wählen sind. Jede Wahlbewerberin oder jeder Wahlbewerber darf im Wahlvorschlag nur einmal auf-
geführt werden; sie oder er darf in der Gebietsliste und einer Bereichsliste desselben Wahlvorschlags
aufgestellt werden.

Vierter Teil
Wahl zur Regionalversammlung Saarbrücken

§ 67
Allgemeines

Soweit in den Vorschriften des Vierten Teils nichts anderes bestimmt ist, gelten die Vorschriften des
Dritten Teils des Gesetzes für die Wahl der Regionalversammlung entsprechend.

§ 68
(aufgehoben)

§ 69
Regionalverbandswahlgebiet

(1) Das Wahlgebiet für die Wahl zur Regionalversammlung ist das Gebiet des Regionalverbandes.

(2) Das Wahlgebiet wird von der Regionalversammlung für die Aufstellung von Bereichslisten in Wahl-
bereiche eingeteilt.

(3) Die Wahlbezirke für die Gemeinderatswahl sind zugleich Wahlbezirke für die Wahl zur Regionalver-
sammlung.

§ 70
Regionalverbandswahlleiterin,

Regionalverbandswahlleiter

Regionalverbandswahlleiterin ist die Regionalverbandsdirektorin; Regionalverbandswahlleiter ist der
Regionalverbandsdirektor. Stellvertretende Regionalverbandswahlleiterin ist die gesetzliche Vertrete-
rin der Regionalverbandsdirektorin oder des Regionalverbandsdirektors; stellvertretender Regional-
verbandswahlleiter ist der gesetzliche Vertreter der Regionalverbandsdirektorin oder des Regionalver-
bandsdirektors.

§ 71
Regionalverbandswahlausschuss

(1) Die Regionalverbandswahlleiterin oder der Regionalverbandswahlleiter bildet für den Regionalver-
band einen Regionalverbandswahlausschuss.

(2) Der Regionalverbandswahlausschuss prüft aufgrund der Niederschriften der Gemeindewahlaus-
schüsse den ordnungsgemäßen Vollzug der Wahl und stellt das Wahlergebnis im Wahlgebiet und in
den Wahlbereichen fest. Er kann Einsicht in die Niederschriften der Wahlvorstände nehmen. Er hat
das Recht der Nachprüfung.

Fünfter Teil
Wahl und Abwahl der Bürgermeisterinnen,

Bürgermeister, Landrätinnen, Landräte und der
Regionalverbandsdirektorin oder des

Regionalverbandsdirektors
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§ 72
Grundsatz

(1) Die Vorschriften des Ersten bis Vierten Teils dieses Gesetzes gelten entsprechend für die Wahl der
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Landrätinnen und Landräte und der Regionalverbandsdirekto-
rin oder des Regionalverbandsdirektors, soweit sich nicht aus dem Kommunalselbstverwaltungsgesetz
und den folgenden Bestimmungen etwas anderes ergibt.

(2) Die Wahlen der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Landrätinnen und Landräte und der Regio-
nalverbandsdirektorin oder des Regionalverbandsdirektors sind nach den Grundsätzen der Mehrheits-
wahl durchzuführen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten
hat. Erhält keine Bewerberin oder kein Bewerber diese Mehrheit, so findet eine Stichwahl unter den
beiden Bewerberinnen oder Bewerbern, die bei der ersten Wahl die höchsten Stimmenzahlen erhalten
haben, statt.

§ 73
Wahlorgane

Für die Wahlen der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, der Landrätin oder des Landrates oder
der Regionalverbandsdirektorin oder des Regionalverbandsdirektors sind die für die Gemeinderats-,
Kreistags- und Regionalversammlungswahlen berufenen Wahlorgane zuständig, sofern Wahlorgane
nicht neu berufen werden.

§ 74
Wahltag

(1) Die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, der Landrätin oder des Landrats und der
Regionalverbandsdirektorin oder des Regionalverbandsdirektors finden vorbehaltlich der Regelung
des § 56 Abs. 3 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes gleichzeitig mit den allgemeinen Kommu-
nalwahlen statt.

(2) Unbeschadet des Absatzes 1 wird der Tag für die Wahlen nach diesem Teil des Gesetzes von der
obersten Kommunalaufsichtsbehörde im Benehmen mit der betroffenen Gemeinde, dem betroffenen
Landkreis oder dem Regionalverband festgesetzt. Gleichzeitig mit der Aufforderung zur Einreichung
von Wahlvorschlägen sind der Wahltag und der Tag einer etwa notwendig werdenden Stichwahl be-
kannt zu machen.

(3) Die Wahl soll frühestens zwölf und spätestens drei Monate vor Ablauf der Amtszeit stattfinden.
Von diesem Zeitrahmen kann bis zu drei Monate abgewichen werden, wenn dadurch die gleichzeitige
Durchführung der Wahl mit einer anderen Wahl oder Abstimmung ermöglicht wird. Kann die Wahl im
Falle des vorzeitigen Ausscheidens nicht innerhalb des Zeitrahmens nach Satz 1 durchgeführt werden,
so soll die Wahl innerhalb von sechs Monaten nach dem Tag stattfinden, an dem das Ende der Amts-
zeit feststeht.

(4) Stichwahlen finden 14 Tage nach der ersten Wahl statt.

§ 75
Wählerverzeichnis und Wahlschein

(1) Für die Stichwahl ist das Wählerverzeichnis der ersten Wahl maßgebend.
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(2) Wahlberechtigte, die für die erste Wahl einen Wahlschein erhalten haben, weil sie aus einem von
ihnen nicht zu vertretenden Grund nicht in das Wählerverzeichnis eingetragen waren, sowie Perso-
nen, die erst für die Stichwahl wahlberechtigt sind, erhalten von Amts wegen einen Wahlschein für die
Stichwahl.

§ 76
Wahlvorschläge

(1) Wahlvorschläge für die Wahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters können von Parteien
und Wählergruppen eingereicht werden. Jede Partei und Wählergruppe kann im Wahlgebiet nur einen
Wahlvorschlag, der nur eine Bewerberin oder einen Bewerber enthalten darf, einreichen. Die Bewer-
berin oder der Bewerber ist in geheimer Abstimmung in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung
der Partei oder Wählergruppe des Wahlgebiets zu wählen. § 22 Abs. 2, die §§ 23, 24, 24a und 25 gel-
ten entsprechend.

(2) Wahlvorschläge können auch von Einzelbewerberinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden.
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers trägt den Familiennamen. Der
Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers kann von drei Wahlberechtigten
unterschrieben werden; in dem Wahlvorschlag kann eine Vertrauensperson und eine stellvertretende
Vertrauensperson bezeichnet werden. Bewirbt sich die bisherige Bürgermeisterin oder der bisherige
Bürgermeister als Einzelbewerberin oder Einzelbewerber, findet § 22 Abs. 2 keine Anwendung.

(3) Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter bestimmt die Reihenfolge (Nummer) der
Wahlvorschläge der im Gemeinderat vertretenen Parteien und Wählergruppen nach der bei der letz-
ten Gemeinderatswahl erreichten Stimmenzahl. Die übrigen Wahlvorschläge folgen in alphabetischer
Reihenfolge des Bewerbernamens. Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter gibt die
zugelassenen Wahlvorschläge in der von ihr oder ihm festgelegten Reihenfolge spätestens am 48.
Tag vor dem Wahltag öffentlich bekannt.

(4) Ist kein gültiger Wahlvorschlag eingereicht worden, so hat die Gemeindewahlleiterin oder der Ge-
meindewahlleiter bis spätestens am 46. Tag vor der Wahl bekannt zu machen, dass die Wahl nicht
stattfindet. In diesem Fall wird die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister nach den Bestimmungen
des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes gewählt.

(5) Stirbt eine Bewerberin oder ein Bewerber nach der Zulassung des Wahlvorschlags, aber vor der
Wahl, oder verliert sie oder er ihre oder seine Wählbarkeit, so findet die Wahl nicht statt. Die Wahl ist
innerhalb von drei Monaten nach dem Termin der ausgefallenen Wahl nachzuholen. § 74 Abs. 1 gilt
entsprechend.

(6) Absätze 1 bis 5 gelten für die Wahl der Landrätin oder des Landrates und der Regionalverbandsdi-
rektorin oder des Regionalverbandsdirektors entsprechend.

§ 77
Stimmzettel und Stimmabgabe

(1) Die Stimmzettel enthalten die zugelassenen Wahlvorschläge in der Reihenfolge ihrer öffentlichen
Bekanntmachung unter Angabe des Namens, Vornamens, Berufs, des Wohnortes (Hauptwohnung) der
Bewerberin oder des Bewerbers, des Namens der Partei oder Wählergruppe und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwenden, auch diese, sowie bei einem Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder ei-
nes Einzelbewerbers deren oder dessen Familiennamen. Zusätzlich kann ein eingetragener Ordens-
oder Künstlername (§ 5 Abs. 2 Nr. 12 des Personalausweisgesetzes, § 4 Abs. 1 Nr. 4 des Passgeset-
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zes) angegeben werden. Weist eine Bewerberin oder ein Bewerber bis zum Ablauf der Einreichungs-
frist gegenüber der Gemeindewahlleiterin oder dem Gemeindewahlleiter nach, dass für sie oder ihn
im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eingetragen ist, ist
anstelle des Wohnortes (Hauptwohnung) der Ort der Erreichbarkeitsanschrift anzugeben; die Angabe
eines Postfachs genügt nicht. Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter unterrichtet un-
verzüglich die Landeswahlleiterin oder den Landeswahlleiter. Ist nur ein gültiger Wahlvorschlag einge-
reicht worden, so enthalten die Stimmzettel die in Satz 1 genannten Angaben und lauten auf „Ja“ und
„Nein“.

(2) Die Wählerin oder der Wähler hat eine Stimme. Sind mehrere Wahlvorschläge zugelassen, kann
sie oder er diese Stimme durch Ankreuzen oder eine andere eindeutige Kennzeichnung nur einer Be-
werberin oder einem Bewerber geben, deren oder dessen Name im Stimmzettel aufgeführt ist. Ist nur
ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht worden, so gibt die Wählerin ihre oder der Wähler seine Stim-
me ab, indem sie oder er „Ja“ oder „Nein“ ankreuzt oder in anderer eindeutiger Weise kennzeichnet.

§ 78
Wahlergebnis, Wiederholungswahl

(1) Der Gemeindewahlausschuss stellt fest, welche Bewerberin oder welcher Bewerber mehr als die
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemein-
dewahlleiter macht das Wahlergebnis öffentlich bekannt.

(2) Lehnt die oder der Gewählte die Wahl ab, so ist sie innerhalb von drei Monaten zu wiederholen. Sie
ist auch dann zu wiederholen, wenn nur eine Bewerbung zugelassen worden ist und die Bewerberin
oder der Bewerber nicht gewählt wird. Die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter macht
öffentlich bekannt, dass das Wahlverfahren einschließlich der Wahlvorbereitung wiederholt wird. § 74
Abs. 1 gilt entsprechend. Wird im Fall des Satzes 2 die einzige zugelassene Bewerberin oder der ein-
zige zugelassene Bewerber nicht gewählt, wird die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister nach den
Bestimmungen des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes gewählt.

(3) Absätze 1 und 2 gelten für die Wahl der Landrätin oder des Landrates und der Regionalverbands-
direktorin oder des Regionalverbandsdirektors entsprechend.

§ 79
Stichwahl

(1) Der Gemeindewahlausschuss stellt die beiden Bewerberinnen oder Bewerber für eine Stichwahl
fest. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das von der Gemeindewahlleiterin oder vom Gemeinde-
wahlleiter zu ziehende Los über die Teilnahme an der Stichwahl. Die Gemeindewahlleiterin oder der
Gemeindewahlleiter macht unverzüglich den Tag der Stichwahl und die Namen der beiden Bewerbe-
rinnen oder Bewerber unter Angabe ihrer Stimmenzahl öffentlich bekannt.

(2) Der Gemeindewahlausschuss stellt fest, welche Bewerberin oder welcher Bewerber mehr als die
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das
von der Gemeindewahlleiterin oder vom Gemeindewahlleiter zu ziehende Los. Die Gemeindewahllei-
terin oder der Gemeindewahlleiter macht das Wahlergebnis öffentlich bekannt.

(3) Scheidet eine der Bewerberinnen oder einer der Bewerber vor der Stichwahl durch Tod oder Ver-
lust der Wählbarkeit aus, so ist die Wahl zu wiederholen. § 78 Abs. 2 Satz 1, 3 und 4 gilt entspre-
chend.
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(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Wahl der Landrätin oder des Landrats und der Regionalverbands-
direktorin oder des Regionalverbandsdirektors entsprechend.

§ 80
Anfechtung der Wahl

Anfechtungsberechtigt ist auch jede Bewerberin oder jeder Bewerber.

§ 81
Abwahl

Mit Ausnahme der §§ 47 bis 49 gelten die für die Wahl der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister,
Landrätinnen und Landräte und der Regionalverbandsdirektorin oder des Regionalverbandsdirektors
maßgeblichen Bestimmungen für die Durchführung der Abwahl entsprechend, soweit sich nicht aus
dem Kommunalselbstverwaltungsgesetz oder den folgenden Bestimmungen etwas anderes ergibt.

§ 82
Tag der Abwahl, Bekanntmachung

(1) Die Abwahl der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, der Landrätin oder des Landrats oder
der Regionalverbandsdirektorin oder des Regionalverbandsdirektors ist unverzüglich nach der Be-
schlussfassung des Gemeinderats, Kreistages oder der Regionalversammlung gemäß § 58 Abs. 1 in
Verbindung mit § 177 Abs. 3 und § 212 Abs. 3 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes durchzufüh-
ren.

(2) Die Gemeinde-, Kreis- oder Regionalverbandswahlleiterin oder der Gemeinde-, Kreis- oder Regio-
nalverbandswahlleiter hat den Tag der Entscheidung über die Abwahl öffentlich bekannt zu machen.
Die Bekanntmachung hat den Text der Entscheidung über die Abwahl in Form einer mit „Ja“ oder
„Nein“ zu beantwortenden Frage zu enthalten.

§ 83
Stimmzettel

Die Stimmzettel müssen die zu entscheidende Frage der Abwahl enthalten und auf „Ja“ und „Nein“
lauten. Zusätze sind unzulässig.

§ 84
Wahlergebnis, Bekanntmachung

Der Gemeinde-, Kreis- oder Regionalverbandswahlausschuss stellt das Ergebnis der Entscheidung
über die Abwahl fest. Die jeweilige Wahlleiterin oder der jeweilige Wahlleiter unterrichtet den Gemein-
derat, Kreistag und die Regionalversammlung unverzüglich über das festgestellte Ergebnis und macht
es öffentlich bekannt.

Sechster Teil
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid

§ 85
Unterstützung des Bürgerbegehrens

(1) Die Unterstützung des Bürgerbegehrens ist durch persönliche und handschriftliche Unterschrift
stimmberechtigter Bürgerinnen und Bürger, die im Zeitpunkt der Unterzeichnung zum Gemeinde-
rat wahlberechtigt sind, auf Unterstützungsblättern nachzuweisen; die Unterstützung darf frühestens
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sechs Monate vor Einreichung des Bürgerbegehrens bei der Gemeinde erfolgt sein, es sei denn das
Bürgerbegehren richtet sich gegen einen Beschluss des Gemeinderates.

(2) Das Unterstützungsblatt muss die zu entscheidende Frage, ihre Begründung und den Vorschlag für
die Deckung der Kosten der begehrten Maßnahme enthalten.

§ 86
Vertreterinnen und Vertreter des Bürgerbegehrens

Die Vertreterinnen und Vertreter des Bürgerbegehrens sind nur gemeinsam berechtigt, verbindliche
Erklärungen für dieses abzugeben und entgegenzunehmen.

§ 87
Vorprüfung des Bürgerbegehrens

(1) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister prüft die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens. Enthält
es behebbare Mängel, so fordert sie oder er unverzüglich die Vertreterinnen oder Vertreter des Bür-
gerbegehrens auf, sie innerhalb einer angemessenen Frist zu beheben. Nach Ablauf der Frist können
die Mängel nicht mehr behoben werden.

(2) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister teilt dem Gemeinderat unverzüglich Eingang und Ge-
genstand des Bürgerbegehrens sowie das Ergebnis seiner Vorprüfung mit.

§ 88
Entscheidung über das Bürgerbegehren

(1) Vor einer Entscheidung über das Bürgerbegehren ist den erschienenen Vertreterinnen und Vertre-
tern des Bürgerbegehrens Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

(2) Die Entscheidung über das Bürgerbegehren ist den Vertreterinnen und Vertretern des Bürgerbe-
gehrens zuzustellen und öffentlich bekannt zu machen. Sie ist zu begründen, wenn das Bürgerbegeh-
ren als unzulässig abgelehnt wird.

§ 89
Einleitung des Bürgerentscheids

(1) Erklärt der Gemeinderat das Bürgerbegehren für zulässig, entspricht ihm jedoch nicht oder be-
schließt die Durchführung eines Bürgerentscheids, so hat er unverzüglich den Tag des Bürgerent-
scheides, der ein Sonntag oder öffentlicher Ruhetag sein muss, festzulegen.

(2) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister macht

1. den Tag der Stimmabgabe,

 

2. den Text der zu entscheidenden Frage und ihre Begründung sowie den Vorschlag für die De-
ckung der Kosten der begehrten Maßnahme,

 

3. die Namen der Vertreterinnen und Vertreter des Bürgerbegehrens,

 

4. die von den Gemeindeorganen zum Gegenstand des Bürgerbegehrens vertretenen Auffassun-
gen
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öffentlich bekannt.

§ 90
Stimmzettel

(1) Die Stimmzettel müssen die zu entscheidende Frage enthalten und auf „Ja“ und „Nein“ lauten. Zu-
sätze sind unzulässig.

(2) Stehen mehrere Fragen, die den gleichen Gegenstand betreffen, zur Abstimmung, so sind sie auf
einem Stimmzettel anzuführen. Ihre Reihenfolge auf dem Stimmzettel richtet sich nach der Zahl der
gültigen Unterstützungsunterschriften.

§ 91
Anzuwendende Vorschriften

(1) Soweit in den Vorschriften der §§ 85 bis 90 nichts anderes bestimmt ist, gelten die Vorschriften
des Ersten Teils mit Ausnahme der §§ 1, 22 bis 30, 41 bis 44 und 50 entsprechend.

(2) Für Bürgerbegehren und Bürgerentscheide in den Landkreisen und im Regionalverband Saarbrü-
cken gilt Absatz 1 entsprechend, soweit die §§ 60 bis 63, 65 und 69 bis 71 nichts anderes bestimmen.

Siebter Teil
Schlussbestimmungen

§ 92
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen § 11 ohne wichtigen Grund ein Ehrenamt ablehnt oder sich ohne genügende Ent-
schuldigung den Pflichten eines solchen Ehrenamtes entzieht oder

 

2. entgegen § 34 Abs. 2 Ergebnisse von Wählerbefragungen nach der Stimmabgabe über den In-
halt der Wahlentscheidung vor Ablauf der Wahlzeit veröffentlicht.

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 kann mit einer Geldbuße bis zu 500 Euro, die Ord-
nungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist

1. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1
a) die Gemeindewahlleiterin oder der Gemeindewahlleiter, wenn eine Wahlberechtigte oder

ein Wahlberechtigter das Amt einer Wahlvorsteherin oder eines Wahlvorstehers, ihrer
oder seiner Stellvertreterin oder ihres oder seines Stellvertreters, einer Beisitzerin oder
eines Beisitzers oder stellvertretenden Beisitzerin oder Beisitzers im Wahlvorstand oder
im Gemeindewahlausschuss,

 

b) die Kreiswahlleiterin oder der Kreiswahlleiter, wenn eine Wahlberechtigte oder ein Wahl-
berechtigter das Amt einer Beisitzerin oder eines Beisitzers oder stellvertretenden Beisit-
zerin oder Beisitzers im Wahlbeschwerdeausschuss oder im Kreiswahlausschuss
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unberechtigt ablehnt oder sich ohne genügende Entschuldigung den Pflichten eines solchen
Amtes entzieht,

 

2. bei Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 2 die Landeswahlleiterin oder der Landeswahllei-
ter.

 

§ 93
Wahlkosten

(1) Die Gemeinden, die Landkreise und der Regionalverband Saarbrücken tragen die Kosten der Wah-
len ihrer Organe und beschaffen jeweils auf ihre Kosten die amtlichen Drucksachen für diese Wahlen.
Die Kosten der Wahlbeschwerdeausschüsse werden von den Landkreisen und dem Regionalverband
Saarbrücken getragen.

(2) Die den Gemeinden durch die Wahl eines Organs des Landkreises oder des Regionalverbandes
Saarbrücken veranlassten notwendigen Ausgaben sind in entsprechender Anwendung des § 48 des
Landtagswahlgesetzes[5] zu ersetzen; die Landkreise und der Regionalverband Saarbrücken bestim-
men den jeweiligen Festbetrag.

(3) Die Kosten, die durch die Verwendung von Wahlgeräten entstehen, werden von den Gemeinden,
den Landkreisen oder dem Regionalverband Saarbrücken getragen, die den Einsatz der Wahlgeräte
veranlasst haben.

(4) Die Gemeinden, Landkreise und der Regionalverband erstatten den Blindenvereinen, die ihre Be-
reitschaft zur Herstellung von Stimmzettelschablonen erklärt haben, die durch die Herstellung und die
Verteilung der Stimmzettelschablonen veranlassten notwendigen Ausgaben.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für die Durchführung eines Bürgerentscheids entsprechend.

Fußnoten

[5])
LWG vgl. BS-Nr. 111-1

§ 94
Durchführungsverordnungen

(1) Das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport wird ermächtigt, zur Durchführung dieses Gesetzes
eine Rechtsverordnung (Kommunalwahlordnung) zu erlassen, in der insbesondere Bestimmungen zu
treffen sind über

1. die Bestellung der Wahlleiterinnen oder Wahlleiter und Wahlvorsteherinnen oder Wahlvorste-
her, die Bildung der Wahlausschüsse und Wahlvorstände sowie über die Tätigkeit, Beschlussfä-
higkeit und das Verfahren der Wahlorgane,

 

2. die Berufung in ein Wahlehrenamt und über den Ersatz von Auslagen für Inhaberinnen und In-
haber von Wahlehrenämtern und über das Bußgeldverfahren,

 

2a. die Wahlzeit,
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3. die Bildung der Wahlbereiche und Wahlbezirke und ihre Bekanntmachung,

 

4. die einzelnen Voraussetzungen für die Aufnahme in die Wählerverzeichnisse, deren Führung,
Berichtigung und Abschluss, über die Einsicht in die Wählerverzeichnisse, über den Einspruch
und die Beschwerde gegen das Wählerverzeichnis sowie über die Benachrichtigung der Wahl-
berechtigten,

 

5. die einzelnen Voraussetzungen für die Erteilung von Wahlscheinen, deren Ausstellung, über
den Einspruch und die Beschwerde gegen die Ablehnung von Wahlscheinen,

 

5a. den Nachweis der Wahlrechtsvoraussetzungen,

 

6. Einreichung, Inhalt und Form der Wahlvorschläge sowie der dazugehörigen Unterlagen, über ih-
re Prüfung, die Beseitigung von Mängeln, ihre Zulassung, die Beschwerde gegen Entscheidun-
gen der Wahlausschüsse sowie die Bekanntgabe der Wahlvorschläge,

 

7. Farbe, Form und Inhalt der Stimmzettel und über den Stimmzettelumschlag,

 

8. Bereitstellung, Einrichtung und Bekanntmachung der Wahlräume sowie über Wahlschutzvor-
richtungen und Wahlkabinen,

 

9. die Stimmabgaben, auch soweit besondere Verhältnisse besondere Regelungen erfordern,

 

10. die Briefwahl,

 

11. die Abgabe und Aufnahme von Versicherungen an Eides statt,

 

12. die Wahl in Kranken- und Pflegeanstalten, Klöstern, gesperrten Wohnstätten sowie sozialthera-
peutischen Anstalten und Justizvollzugsanstalten,

 

13. die Feststellung der Wahlergebnisse, ihre Weitermeldung und Bekanntgabe sowie die Benach-
richtigung der Gewählten,

 

14. die Durchführung von Nachwahlen und Wiederholungswahlen sowie die Berufung von Listen-
nachfolgerinnen und Listennachfolgern,

 

15. die Stichwahl und die Abwahl,

 

16. den Inhalt und die Form der Unterstützungsblätter des Bürgerbegehrens,

 

17. Farbe, Form und Inhalt der Stimmzettel des Bürgerentscheides sowie über die Feststellung des
Abstimmungsergebnisses,

 

18. die Aufbewahrung und Vernichtung von Wahlunterlagen.

 

(2) Das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport wird ermächtigt, von diesem Gesetz durch Rechts-
verordnung abweichende Regelungen zu treffen, soweit dies zur ordnungsgemäßen Vorbereitung und
Durchführung gleichzeitig stattfindender Wahlen und Abstimmungen erforderlich ist.
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§ 95
Fristen, Termine und Form

(1) Die in diesem Gesetz und in den aufgrund § 94 erlassenen Rechtsverordnungen vorgesehenen
Fristen und Termine verlängern oder ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist oder ein
Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag, einen gesetzlichen oder staatlich geschützten Feiertag
fällt. Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen.

(2) Soweit in diesem Gesetz oder in den aufgrund § 94 erlassenen Rechtsverordnungen nichts anderes
bestimmt ist, müssen vorgeschriebene Erklärungen persönlich und handschriftlich unterzeichnet sein
und bei der zuständigen Stelle im Original vorliegen.

§ 96
(aufgehoben)

§ 97
Übergangsregelung

Ausschlüsse von der Wahlberechtigung und Ausschlüsse von der Wählbarkeit, die nicht auf einem
Richterspruch im Sinne von § 14 in der ab dem 28. August 2020 geltenden Fassung oder auf einem
Richterspruch im Sinne von § 16 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b oder Nr. 2 beruhen, sind nicht nach § 3
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a des Bundesmeldegesetzes im Melderegister zu speichern.

§ 98
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
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